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Abkommen Minsk II  
13 Punkte für den Frieden 
Waffenstillstand, eine Amnestie und viel Kontrolle durch die OSZE:  
Lesen Sie hier, was die Konfliktparteien heute in Minsk ausgehandelt haben. 
 
1. Waffenruhe ab Sonntag um 00.00 Uhr. 
2. Abzug der schweren Waffen aus einer Pufferzone.  
Die Regierungstruppen müssen sich hinter die aktuelle Frontlinie 
zurückziehen, die Separatisten hinter die im September im Minsker 
Abkommen vereinbarte Demarkationslinie. Der Abzug der Waffen beginnt 
am zweiten Tag nach der Waffenruhe und muss nach spätestens 14 Tagen 
abgeschlossen sein. 
3. Die OSZE überwacht die Waffenruhe und den Abzug der Waffen. 
4. Nach dem Abzug der Waffen sollen Gespräche über Wahlen in Donezk 
und Lugansk sowie den künftigen Status der beiden Regionen beginnen. 
Grundlage ist ein Gesetz, mit dem Kiew den abtrünnigen Regionen 
vorübergehend mehr Selbstständigkeit zugestanden hatte.  
Das ukrainische Parlament muss innerhalb von 30 Tagen festlegen, für 
welches Gebiet dies genau gelten soll. Die Regionen können darüber 
entscheiden, welche Sprache sie nutzen wollen. 
5. Eine gesetzliche Amnestieregelung soll alle Konfliktbeteiligten vor 
Strafverfolgung schützen. 
6. Freilassung aller Gefangenen. 
7. Sicherstellung humanitärer Hilfsleistungen. 
8. Beide Seiten müssen an einer Wiederherstellung der Sozial- und 
Wirtschaftsbeziehungen arbeiten, damit etwa die Zahlung von Renten und 
Steuern wieder aufgenommen werden kann. Kiew verpflichtet sich, den 
Bankensektor im Konfliktgebiet wieder aufzubauen. 
9. Die Ukraine soll die vollständige Kontrolle über die Grenze zu 
Russland übernehmen. Dieser Prozess soll nach den geplanten Wahlen 
beginnen und spätestens Ende des Jahres abgeschlossen sein. Bedingung 
ist, dass die Verfassungsreformen unter Punkt 11 umgesetzt werden. 
10. Rückzug aller ausländischen Kämpfer, Söldner und Waffen unter 
Aufsicht der OSZE. Entwaffnung aller illegalen Gruppen. 
11. Bis Ende 2015 muss eine neue ukrainische Verfassung in Kraft 
treten, die eine Dezentralisierung des Landes ermöglicht und mit 
Vertretern der abtrünnigen Regionen abgestimmt ist. Ein Gesetz zum 
künftigen Sonderstatus von Donezk und Lugansk muss ebenfalls bis 
Jahresende verabschiedet werden. 
12. Wahlen in den abtrünnigen Regionen unter Aufsicht der OSZE, ein 
Termin ist nicht angegeben. 
13. Die Kontaktgruppe soll noch intensiver zusammenarbeiten und 
Arbeitsgruppen zur Umsetzung des Friedensplans einsetzen. 
———— 

Der UN-Sicherheitsrat hat dazu am 17.2.2015 folgenden verbindlichen 
Beschluss gefasst, mit dem er im höchsten Beschluss fassenden UN- 
Gremium die Vertragspartner von Minsk II zur vollen Umsetzung aufrief: 
https://www.un.org/press/en/2015/sc11785.doc.htm 

(…) By resolution 2202 (2015), the Council called on all parties to 
fully implement the “Package of Measures for the Implementation of the 
Minsk Agreements”, adopted on 12 February 2015 in Minsk, Belarus. (…) 
—— 

4. Erklärung zur Umsetzung der Minsker Vereinbarungen 



Eine wichtige Grundlage für die kommenden Wochen mit dem Ziel einer 
Deeskalation ist die Umsetzung der folgenden Erklärung: 
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/erklaerung-des-praesidenten-der-russischen-foederation-
des-praesidenten-der-ukraine-des-praesidenten-der-franzoesischen-republik-und-der-bundeskanzlerin-der-
bundesrepublik-deutschland-zur-unterstuetzung-des-massnahmenpakets-zur-umsetzung-der-minsker-
vereinbarungen-angenommen-am-12-februar-2015-in-minsk-404730 

 

Pressemitteilung 59 Donnerstag, 12. Februar 2015 Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung (BPA)  
 

Erklärung des Präsidenten der Russischen Föderation, des Präsidenten 
der Ukraine, des Präsidenten der Französischen Republik und der 
Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutschland zur Unterstützung des 
Maßnahmenpakets zur Umsetzung der Minsker Vereinbarungen angenommen  
am 12. Februar 2015 in Minsk 
Der Präsident der Russischen Föderation, Wladimir Putin, der Präsident der Ukraine, Petro Poroschenko, der 
Präsident der Französischen Republik, François Hollande, und die Bundeskanzlerin der Bundesrepublik 
Deutschland, Angela Merkel, bekräftigen ihre uneingeschränkte Achtung der Souveränität und der territorialen 
Unversehrtheit der Ukraine. Sie sind der festen Überzeugung, dass es 
zu einer ausschließlich friedlichen Lösung keine Alternative gibt.  
 
Sie sind fest entschlossen, zu diesem Zweck einzeln und gemeinsam alle möglichen Maßnahmen zu treffen. 
 
Vor diesem Hintergrund unterstützen die Staats- und Regierungschefs 
das am 12. Februar 2015 angenommene und unterzeichnete Maßnahmenpaket 
zur Umsetzung der Minsker Vereinbarungen, das von allen Unterzeichnern 
des Minsker Protokolls vom 5. September 2014 und des Minsker 
Memorandums vom 19. September 2014 unterschrieben  wurde.  
 
Die Staats- und Regierungschefs werden zu diesem Prozess beitragen und  
ihren Einfluss auf die jeweiligen Parteien ausüben, um die Umsetzung dieses 
Maßnahmenpakets zu erleichtern. 
 
Deutschland und Frankreich werden technische Expertise für die 
Wiederherstellung des Bankensektors in den betroffenen 
Konfliktgebieten zur Verfügung stellen, möglicherweise durch die 
Schaffung eines internationalen Mechanismus zur Erleichterung von 
Sozialtransfers. 
 
Die Staats- und Regierungschefs teilen die Überzeugung, dass eine 
verbesserte Zusammenarbeit zwischen der EU, der Ukraine und Russland 
der Beilegung dieser Krise förderlich sein wird. Zu diesem Zweck 
unterstützen sie die Fortsetzung der trilateralen Gespräche zwischen 
der EU, der Ukraine und Russland über Energiefragen mit dem Ziel, nach 
dem Gas-Paket für den Winter weitere Folgeschritte zu vereinbaren. 
 
Sie unterstützen ferner trilaterale Gespräche zwischen der EU, der 
Ukraine und Russland, um praktische Lösungen für Bedenken zu 
erreichen, die Russland mit Blick auf die Umsetzung des tiefgreifenden 
und umfassenden Freihandelsabkommens zwischen der Ukraine und der EU 
geäußert hat. 
 
Die Staats- und Regierungschefs bekennen sich unverändert zur Vision 
eines gemeinsamen humanitären und wirtschaftlichen Raums vom Atlantik 
bis zum Pazifik auf der Grundlage der uneingeschränkten Achtung des 
Völkerrechts und der Prinzipien der OSZE. Die Staats- und 
Regierungschefs fühlen sich der Umsetzung der Minsker Vereinbarungen 
weiter verpflichtet. Zu diesem Zweck vereinbaren sie die Schaffung 
eines Aufsichtsmechanismus im Normandie-Format, der in regelmäßigen 
Abständen zusammentreten wird, und zwar in der Regel auf der Ebene 
hoher Beamter der Außenministerien.  
 


